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I m N a m e n d e 3 V o l k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

ooooooaooeoooeo.ooooooo lllll oo...oooooooooocooo,

Kläger und Revisionsbeklagter,

Prozeßbevollmächtigterz ............ ..... . ..... ,

g e g e n

oo.00.000000cmßcouoocoo-woooooooooooocaeo■eoeoooc,

Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 4. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 25. Oktober 1979

für Recht erkannt;

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Sozialgerichts Augsburg vom 19. April 1978

aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten darüber. ob die Beklagte bei der

Berechnung des Altersruhegeldes des Klägers beitragslose

Zeiten unrichtig bewertet und so dessen Rente zu niedrig

festgestellt hat.

Der im Jahr 1915 geborene Kläger hatte zunächst von März

1952 bis April 1959 (86 Monate) Invalidenrente bezogen.
Während des Rentenbezugs waren für ihn Pflichtbeiträge

für 60 Monate entrichtet worden. Im April 1959 beantrag-

te er Rente wegen Erwerbsunfähigkeit. Die Beklagte be—

willigte für die Zeit vom 1. August 1959 an Rente wegen
Berufsunfähigkeit, wobei sie annahm, daß der Versicherungs—

fall im August 1959 eingetreten sei. Die Rente wurde nach

dem — für den Kläger günstigeren _ alten (bis zum 51. De—

zember 1956 geltenden) Recht berechnet. Mit Bescheid vom
26. April 1967 stellte die Beklagte die Rente nach dem

Rentenversicherungs—Änderungsgesetz (RVÄndG) neu fest.
Dabei berücksichtigte sie die Zeit vom März 1952 bis

April 1959, soweit Pflichtbeiträge entrichtet worden

waren. als Beitragszeit, im übrigen als Ausfallzeit.

Außerdem rechnete sie die Zeit von August 1959 bis

Mai 1970 (150 Monate) als Zurechnungszeit an. Sie
stellte einen für die Rentenberechnung maßgebenden

Vomhundertsatz von 102,41 (= monatlich 8,55) fest.

Im März 1977 beantragtader Kläger die Umwandlung der

Rente in das Altersruhegeld. Mit Bescheid vom 18. Au—

gust 1977 entsprach die Beklagte diesem Antrag. Dabei

berücksichtigte sie die gesamte Rentenbezugszeit

von 1952 bis 1959 als Ausfallzeit. Die während dieser

Zeit entrichteten Pflichtbeiträge ließ sie bei der

Berechnung des Vomhundertsatzes unberücksichtigt,

versah sie aber für Zeiten nach dem 51. Dezember

1956 mit Steigerungsbeträgen nach % 1260a der Reichs—

versicherungsordnung (EVO). Bei der Bewertung der
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vom Kläger zurückgelegten beitragslosen Zeiten bis 54. Dezem—

ber 4964 (240 Monate Lehr—, Ersatz— und Ausfallzeiten) ver—

fuhr sie wie folgt; Zunächst ermittelte sie den durchschnitt—

lichen monatlichen Vomhundertsatz für die bis dahin entrichte—

ten Beiträge mit 8,94. Sodann rechnete sie die bis zum 54.

Dezember 4964 zurückgelegte Zurechnungszeit von 65 Monaten

mit einem durchschnittlichen monatlichen Vomhundertsatz von

8,55 (übernommen aus dem Bescheid von 4967) hinzu, so daß

sich ein Monatsdurchschnitt von 8,75 ergab. Mit diesem be—

wertete sie die 240 Monate beitragsloser Zeiten.

Auf die Klage hin hat das Sozialgericht (SG) die Beklagte
verpflichtet, bei der Berechnung des Altersruhegeldes des

Klägers die 240 Monate Ersatz— und Ausfallzeiten ohne die

Zurechnungszeiten vom 4. August 4959 bis 54. Dezember 4964

zu bewerten (Urteil vom 49. April 4978). Zur Begründung hat

es ausgeführtz Die Beklagte habe im Bescheid von 4967 den maß—

geblichen Vomhundertsatz falsch berechnet. Sie hätte nämlich

dabei —wie jetzt im Altersruhegeldbescheid —nach 5 4255
Abs 7 Satz 2 BVD die während der Ausfallzeit des Rentenbe—

zugs entrichteten Pflichtbeiträge unberücksichtigt lassen

müssen, Dann hätte sich ein monatlicher Vomhundertsatz von
8,94 ergeben, mit dem die Zurechnungszeiten im Bescheid vom

48. August 4977 übernommen worden wären, so daß es für die

Bewertung der beitragslosen Zeiten im Ergebnis unerheblich

gewesen wäre, ob die Zurechnungszeiten mitberücksichtigt

würden oder nicht. Denn mit demselben Vomhundertsatz — 8,94 —
seien auch die Pflichtbeiträge bis zum 54. Dezember 4964 be—

wertet worden. Zwar schreibe @ 4255 Abs 2 Satz 5 BVD eine
Übernahme der bisher angerechneten Zurechnungszeit mit den

alten — möglicherweise fehlerhaft festgestellten Wertein—

heiten — im Interesse des Rechtsfriedens vor. Dies berechtige

die Beklagte jedoch nicht, eine bislang fehlerhaft berechnete

Zurechnungszeit auch bei Ermittlung der Durchschnittswerte

für beitragslose Zeiten bis zum 54. Dezember 4964 zu berück—

sichtigen, Ein solches Verfahren widerspreche Sinn und Zweck

des 5 4255 a EVO. Denn das von Ausfallzeittatbeständen und

Rentenbezug unverfälschte Beitragsbild solle Grundlage der
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Bewertung der beitragslosen Zeiten bis zum 54. De—

zember 4964 sein.

Mit der vom SG zugelassenen Revision rügt die Beklagte

eine Verletzung der 55 4255 Abs 2 Satz 5, 4254 Abs 2 Satz 2,

4255 sowie 4255a EVO. Zunächst sei das SG zu Unrecht davon

ausgegangen, sie — die Beklagte — habe im Bescheid von 4967

den maßgeblichen Vomhundertsatz falsch berechnet. 5 4255

Abs 7 Satz 2 EVO, der die Nichtberücksichtigung während

Ausfallzeiten entrichteter Beiträge vorschreibe, sei durch

das RVÄndG eingefügt worden und am 4. Januar 4966 in Kraft

getreten. Er gelte deshalb nur für Versicherungsfälle nach

dem 54. Dezember 4965. Der für den Bescheid von 4967 maß—

gebliche Versicherungsfall der Berufsunfähigkeit sei aber

bei dem Kläger im August 4959 eingetreten. Im übrigen ent-

spreche die Bewertung der beitragslosen Zeiten im Bescheid

vom 48. August 4977 den gesetzlichen Vorschriften. Nach

@@4255 Abs 2 Satz 5, 1254 Abs 2 Satz 2 RVOsei die aus der
Vorrente zu übernehmende Zurechnungszeit zeitlich so in die

neue Rentenberechnung einzuordnen, wie sie tatsächlich zurück—

gelegt worden sei, dh sie müsse immer dort angerechnet werden,

wo eine bewertete beitragslose Zeit für die Berechnung der

Rente maßgebend sei„ 50 müsse die Zurechnungszeit auch bei der

Bewertung der Ersatz— und Ausfallzeiten herangezogen werden,

weil nach dem Sinn des @ 4255a BVD alle bewerteten beitrags—

losen Zeiten zu berücksichtigen seien,um den Durchschnitt aus

dem gesamten bisherigen Versicherungsleben ermitü■n.mxkönnen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des SG Augsburg vom 49. April 4978 auf—

zuheben und die Klage abzuweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Er hält das angefochtene Urteil für zutreffend,

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne münd—

liche Verhandlung einverstanden erklärt.
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Die Revision der Beklagten ist begründet,

Zu Unrecht hat das SG die Beklagte verurteilt, bei

der Berechnung des Altersruhegeldes des Klägers

die beitragslosen Zeiten bis zum 51. Dezember 196ü

ohne Berücksichtigung der bis dahin zurück—

gelegten Zurechnungszeit zu bewerten.

Nach @ 1255a Nr 1 RVG sind bei der Ermittlung der
für den Versicherten maßgebenden Rentenbemessungs—

grundlage nach 5 1255 RVO Ersatz— und Ausfallzeiten ...
sowie anrechenbare Zeiten der Ausbildung wie folgt zu

berücksichtigen: Für die vor dem 1. Januar 1965 liegenden

Zeiten ist für jeden Kalendermonat der Monatsdurch—

schnitt zugrundezulegen, der sich aus den vor dem

1. Januar 1965 zurückgelegten B e i t r a g s z e i t e n
nach 5 1255 Abs 5 bis 7 ergibt, höchstens jedoch der

Wert 16,66. Damit scheint der Wortlaut der Vorschrift die

Auffassung des SG zu bestätigen, wonach zur Ermittlung

des maßgeblichen Monatsdurchschnitts ausschließlich die

Beitrags— und nicht zusätzlich die bis dahin zurückge-

legten Zurechnungszeiten heranzuziehen sind. @ 1255a Nr 1 RVO

regelt unmittelbar nur die Renten e r s t berechnung (vgl

vo Gellhorn‚ BArbBl 1965 S 588, 592); hier geht es aber um

eine Rentenumwandlung, mithin um eine "Zweitberechnung".

Nach den @@1255 Abs 2 Satz 3, 1254 Abs 2 Satz 2 RVG ist
indessen bei Umwandlung von Berufsunfähigkeits— bzw

Erwerbsunfähigkeitsrenten in Altersruhegeld eine bisher an—

gerechnete Zurechnungszeit "im gleichen Umfang und mit

gleichem Wert" zu berücksichtigen„ Dies wirkt sich wie folgt

aus: Bei der Erstberechnung einer Berufsunfähigkeits-

oder Erwerbsunfähigkeitsrente erhält die Zurechnungszeit

keinen eigenen Wert, sondern erhöht nach 5 1260 Satz 1 RVO

nur die Zahl der anrechenbaren Versioherungsjahre und wird

mit dem Vomhundertsatz bewertet, der bei der Berufs—

unfähigkeits— oder Erwerbsunfähigkeitsrente für die
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Ermittlung der persönlichen Rentenbemessungsgrundlage maß—

gebend war (vgl Hanow/Lehmann/Bogs, Rentenversicherung
der Arbeiter, 5. Aufl, Stand Februar 1970, @ 1255 RdNr 15),

Mit diesem Wert ist die Zurechnungszeit sodann im Falle

der Rentenumwandlung bei der Ermittlung der persönlichen

Rentenbemessungsgrundlage nach @ 1255 EVO zu berück—

sichtigen (vgl Zweng/Scheerer, Handbuch der Rentenversicherung,

2. Aufl, 5 1253 Anm III 1 d). Zwar enthält @ 1255 RVGkeine
ausdrückliche Verweisung auf 5 1255 Abs 2 Satz 5. Doch ist

dies auch nicht notwendig° Nach 5 1255 Abs 5 Satz 2 RVO

ist "aus den durch die Berechnungen nach den Buchstaben

a bis d und @ 1255a festgestellten Werten der Durchschnitt

für die gesamten zurückgelegten Z e i t e n zu bilden".

Hierunter sind auch Zurechnungszeiten zu subsumieren (so

Freudenreich, Mitteilungen der LVA Württemberg 1968, S 258,

239). Auch wäre die Zuordnung von festen Werten ohne Sinn,

wenn diese ohne Einfluß auf die Bemessungsgrundlage blieben.

Da @ 1255a Nr 1 RVO für die Berechnung des Monatsdurchschnitts

bis zum 51° Dezember 196A auf 5 1255 Abs 5 bis 7 verweist,

muß die Zurechnungszeit dabei genauso berücksichtigt werden.

Dafür spricht ferner @ 1255 Abs 7 Satz 2 RVG, wonach während

einer anrechenbaren Zurechnungszeit entrichtete Beiträge bei

der Ermittlung der Bemessungsgrundlage außer Betracht bleiben,

was im übrigen wegen der in @ 1255a enthaltenen Verweisung

auch für die im Rahmen dieser Vorschrift zu berücksichtigenden

Beiträge gilt° Wenn aber eine Zurechnungszeit insoweit einer

Beitragszeit sogar vorgeht, muß sie - da sie ja bei der

Rentenumwandlung wie eine Beitragszeit mit eigenen Wertein-

heiten versehen ist — in die Ermittlung des maßgeblichen
Vomhundertsatzes völlig integriert werden, also auch in die

Berechnung nach @ 1255a RVO (so auch Ludwig, Sozialversicherung

1972, S 289, 291)° Dies kann nur bedeuten, daß die Zurechnungs—

zeit "chronologisch", nämlich mit allen sich daraus ergeben—

den Konsequenzen dort angerechnet wird, wo sie im

Versicherungsverlauf mit ihrem Wert steht. Zwar mag sich

dabei im Einzelfall eine Rentenminderung ergeben, wenn — wie

hier — der Vomhundertsatz bei der ersten Rente niedriger war
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als derjenige der Beiträge bis zum 31„ Dezember i96ü in

der umgewandelten Rente, War der Vomhundertsatz in der

Erstrente dagegen höher oder endete die Zurechnungszeit

wegen Vollendung des 55. Lebensjahres vor dem 51, Dezem—

ber 196ü und wurden danach - bei weiterlaufender Berufs—
unfähigkeitsrente „ noch niedrige Beiträge entrichtet,

führt die Berücksichtigung der Zurechnungszeit zu einer

Rentenerhöhung° Das hat der Gesetzgeber durch das RVÄndG

vom 90 Juni 1965 (BGBl I h76) erreichen wollen, indem er
den @ 1255a einfügte und die 55 4253 Abs 2 und 1254 Abs 2
ergänzte, daß bei Rentenumwandlung eine bisher angerechnete

Zurechnungszeit nicht nur in gleichem Umfang, sondern auch
mit gleichem Wert zu übernehmen ist. Damit sollten Härten

beseitigt werden, die sich bei Anwendung der 1957 ge“
schaffenen Rentenformel ergeben hätten; Danach bestimmten
die beitragslosen Zeiten die Zahl der anrechnungsfähigen

Versicherungsjahre mit, in der Berechnung der persönlichen
Bemessungsgrundlage fanden sie keinen Niederschlag„ Dadurch

erhielten sie erst am Ende des Versioherungsverlaufs eine

Bewertung nach dem Verhältnis, in dem während der gesamten

Beitragszeiten das Individualentgelt des Versicherten zu
dem Durchschnittsentgelt aller Versicherten gestanden hatte.

Dies konnte, wenn später niedrige freiwillige Beiträge ent-

richtet oder geringere Arbeitsentgelte erzielt worden waren,
je nach Länge der anzurechnenden beitragslosen Zeit nicht

nur zu keiner den Beiträgen entsprechenden Steigerung,

sondern unter Umständen sogar zu einer Verminderung der

erreichten "Rentenanwartschaft" führen° Dem wollte der

Gesetzgeber mit der Zuordnung eines eigenständigen Wertes
für die beitragslosen Zeiten entgegentreten (vgl Begründung

der Bundesregierung zum Entwurf eines Gesetzes zur Be»
seitigung von Härten in der gesetzlichen Rentenversicherung,

BT-Drucks IV/2572, 5 25; schriftlicher Bericht des Aus—

schusses für Sozialpolitik, zu BT»Drucks IV/3233 5 h, 5).
Da einerseits nicht ersichtlich ist, daß die Einbeziehung

der Zurechnungszeit bei Rentenumwandlungen häufiger Renten—

minderungen als —erhöhungen zur Folge haben könnte und
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somit der vom Gesetzgeber beabsichtigte Zweck in sein

Gegenteil verkehrt würde, andererseits eine Auslegung im

Sinne einer "Meistbegünstigung" im Interesse einer ein-

heitlichen Handhabung der Rentenberechnungsvorschriften

durch den Versicherungsträger nicht in Betracht kommt
(vgl BSG GS vom 9, Dezember 1975 _ GS 1/75 - B5GE Q1‚
41, 58 = SozR 2200 5 1259 Nr 13) ist die Zurechnungszeit
auch im Rahmen des @ 1255a chronologisch entsprechend

ihrem Standort im Versicherungsverlauf bei der Ermittlung

des Vomhundertsatzes einzuordnen. Dies entspricht dem

gesamten Berechnungssystem und verhindert, daß die Zu-

rechnungszeit zu einem Fremdkörper in der Rentenberechnung

wird, für dessen Behandlung sich keine feste Regel auf—

stellen läßt.

Die Beklagte hat deshalb zu Recht im Bescheid über das

Altersruhegeld des Klägers zur Bewertung der beitrags-

losen Zeiten die Zurechnungszeit mit dem Wert 8,55 aus

dem Bescheid von 1967 übernommen. Die Beklagte hat weiter—
hin zu Recht - dies verkennt das SG — bei der Berechnung

der Berufsunfähigkeitsrente im Bescheid von 1967 die

während der Ausfallzeit von 1952 bis 1959 (Rentenbezug)

entrichteten Pflichtbeiträge zur Feststellung der

Bemessungsgrundlage herangezogen. Im angefochtenen Be—

scheid ist sie zwar anders verfahren und hat diese Bei—

träge gemäß5 1255 Abs 7 Satz 2 RVOunberücksichtigt ge-
lassen. Diese Vorschrift wurde jedoch erst durch das

RVÄndG mit Wirkung vom 1. Januar 1966 eingefügt und gilt

nur für Versicherungsfälle, die nach dem 31° Dezember 1965

eingetreten sind (vgl VDR—Kommentar,@ 1255 RdNr 1)°
Für Versicherungsfälle vor diesem Zeitpunkt (dem Bescheid

von 1967 lag der Versicherungsfall der Berufsunfähigkeit

am 1. August 1959 zugrunde) ist 5 1255 Abs 7 idF des

Arbeiterrentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG)

vom 25. Februar 1957 (BGBl I A5) anzuwenden, wonach
lediglich die in der Zeit vom 1. Oktober 1921 bis

51„ Dezember 1925 entrichteten Inflationsbeiträge bei
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der Feststellung des Vomhundertsatzes außer Betracht

blieben. Mit 5 1255 Abs 7 Satz 2 nF EVO wollte der Gesetz—

geber vermeiden, daß — wie bisher zB bei Entrichtung

niedriger Beiträge während Arbeitslosigkeit zur Erhaltung

der Anwartschaft — der für die Bemessungsgrundlage maß—

gebende Vomhundertsatz herabgesetzt wurde (siehe zu BT—

Drucks IV/5255 S 5). Bereits daraus erhellt, daß nach altem
Recht entsprechend dem Gesetzeswortlaut sowie dem grund—

sätzlichen Vorrang einer Beitrags— vor einer Ausfallzeit

Pflichtbeiträge, die während einer Ausfallzeit entrichtet

wurden, in die Ermittlung des Vomhundertsatzes einbezogen

werden mußten. Eine Rückwirkung des 5 1255 Abs 7 Satz 2

neue Fassung auf “alte" Versicherungsfälle hat das Bundes—

sozialgericht (BSG) deshalb auch ausgeschlossen (Urteil

vom 17. Mai 1975 — 12 RJ 190/72 - SozR Nr 15 zu 5 1255 EVO

Blatt Aa 17R; Urteil vom 21. November 1969 — 12 HJ 544/68 —
SozEntsch BSG V 5 1256 Nr 5; Urteil vom 50. August 1974

& 11 RA 6/74). Zwar hat der 1. Senat in einer Entscheidung

vom 25. März 1966 - 1 RA 221/62 - (SozR Nr 6 zu 5 1255 RVG)

auch bei einem Versicherungsfall vor dem 1. Januar 1966

während einer Ausfallzeit entrichtete freiwillige Beiträge

nicht zur Ermittlung des Vomhundertsatzes herangezogen,

in der Begründung dabei aber gerade auf die besondere

Situation bei freiwilligen Beiträgen abgestellt. Für die

Entrichtung von Pflichtbeiträgen jedenfalls schließt sich

der Senat aus den oben dargelegten Gründen den Entscheidungen

des 11. und 12. Senats an.

_ 40 _

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 10 _
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